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1 Prüfungsauftrag 

Im Namen der Pflegeausbildungsfonds Bayern GmbH als Rechtsträgerin des Pflege-

ausbildungsfonds Bayern, München, beauftragte uns Herr Roland Engehausen als 

Geschäftsführer der Rechtsträgerin mit Schreiben vom 7. Dezember 2023, den 

Rechnungsabschluss 2023 

des Pflegeausbildungsfonds Bayern, 

München, 

– im Folgenden auch Pflegeausbildungsfonds genannt – 

zu prüfen. Vereinbarungsgemäß haben wir den Rechnungsabschluss 2023 – 

bestehend aus der Jahresrechnung (Einnahmen/Ausgaben) vom 1. Januar bis zum           

31. Dezember 2023 und der Vermögensübersicht zum 31. Dezember 2023 – über die 

als Ausgleichsfonds und im Rahmen des Umlageverfahrens verwalteten Mittel gemäß 

§ 35 PflBG geprüft. 

Die Prüfung erfolgt freiwillig; es handelt sich weder um eine Jahresabschlussprüfung 

nach § 316 HGB noch um eine prüferische Durchsicht des Abschlusses. 

Für die Durchführung des Auftrages und unsere Verantwortlichkeit gelten – auch im 

Verhältnis zu Dritten – die Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüferin-

nen, Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, die diesem Bericht als 

abschließende Anlage beigefügt sind. 

Über Art und Umfang sowie über das Ergebnis unserer Prüfung erstatten wir den 

vorliegenden Bericht; es handelt sich nicht um einen Prüfungsbericht im Sinne des     

§ 321 HGB.   
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2 Grundsätzliche Feststellungen 

Der Freistaat Bayern, vertreten durch das Bayerische Staatsministerium für Gesund-

heit und Pflege, hat mit der Pflegeausbildungsfonds Bayern GmbH, München, unter 

dem Datum 8. Oktober 2018 einen öffentlich-rechtlichen Vertrag zur Beleihung, zur 

Vereinbarung der Rahmenbedingungen der Tätigkeit der Pflegeausbildungsfonds Bay-

ern GmbH als fondsverwaltende Stelle gemäß § 26 Abs. 6 des Pflegeberufegesetzes 

sowie zur Anschubfinanzierung geschlossen. Demnach hat der Freistaat Bayern die 

Pflegeausbildungsfonds Bayern GmbH als zuständige Stelle im Sinne des § 26 Abs. 6 

Satz 4 PflBG bestimmt. Diese ermittelt den erforderlichen Finanzierungsbedarf und er-

hebt die Umlagebeträge bei den zur Einzahlung verpflichteten Einrichtungen. Sie ver-

waltet die eingehenden Beträge einschließlich der Beträge aus Landesmitteln sowie 

die Beträge durch Direktzahlung der sozialen Pflegeversicherung als Sondervermögen 

und zahlt Ausgleichszuweisungen an die Träger der praktischen Ausbildung und an die 

Pflegeschulen aus.   

Der ermittelte Finanzierungsbedarf umfasst gemäß § 32 Abs. 1 PflBG die Summe aller 

Ausbildungsbudgets eines Landes nach den §§ 30 und 31 PflBG sowie einen Auf-

schlag auf diese Summen in Höhe von 3 % zur Bildung einer Liquiditätsreserve sowie 

0,6 % Verwaltungspauschale. Die Liquiditätsreserve dient gemäß § 32 Abs. 12 Nr. 2 

PflBG der Abdeckung der erforderlichen Mittel für die in den Ausbildungsbudgets nach 

§ 30 Abs. 4 und nach § 31 Abs. 4 noch nicht berücksichtigten Ausbildungsverhältnisse 

sowie Forderungsausfälle und Zahlungsverzüge. 

Anfallende Verwaltungs- und Vollstreckungskosten sollen durch die Verwaltungskos-

tenpauschale abgedeckt werden. 
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Demnach setzt sich der ermittelte Finanzierungsbedarf für das Geschäftsjahr 2023 wie 

folgt zusammen:  

 

 2023 
EUR 

2022 
EUR 

Finanzierungsbedarf netto 745.082.407,07 742.195.023,84 

Liquiditätssicherung 3 %  22.352.472,21 22.265.850,72 

Liquiditätssicherung Vorjahr - 22.265.850,72 12.542.504,98 

zzgl. Liquiditätssicherungsausgleich 2020 - 2.401.827,10 796.325,50 

Verwaltungskostenpauschale 0,6 % 4.470.494,44 4.453.170,14 

Ausgleich Verwaltungskostenpauschale - 480.365,42 - 159.265,10 

Finanzierungsbedarf brutto 746.757.330,48 756.872.219,03 

Ausgleich Empfänger Vorjahr - 80.060.903,24 - 26.544.183,31 

Finanzierungsbedarf brutto inkl. Ausgleich 666.696.427,25 730.328.035,72 

Das Sondervermögen Pflegeausbildungsfonds wird im Jahresabschluss der Pflege-

ausbildungsfonds Bayern GmbH unterhalb der Bilanz als entsprechendes Sonderver-

mögen bzw. Sonderverpflichtung ausgewiesen. Das Vermögen hat sich im Geschäfts-

jahr 2023 wie folgt entwickelt:  

Stand 1. Januar 2023:   380.573.554,77 EUR 

Summe der Einnahmen:   741.902.329,42 EUR 

Summe der Ausgaben:   703.517.867,14 EUR 

Stand 31. Dezember 2023:  418.958.017,05 EUR 

Im Geschäftsjahr 2023 wurde ein Teil des Vermögens in Festgelder, Tagesgelder so-

wie in Wertpapiere z. T. auch längerfristig angelegt.  
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Die Jahresrechnung des Ausgleichfonds ist eine reine Einnahmen- und Ausgaben-

Rechnung nach dem Zu- und Abflussprinzip.  

Analog der IDW Stellungnahme zur Rechnungslegung von Vereinen (IDW RS HFA 14) 

werden Einnahmen und Ausgaben grundsätzlich als Zu- und Abflüsse an Zahlungsmit-

teln und Zahlungsmitteläquivalenten definiert.  

Es sind nur die Einnahmen, die im Jahr zugeflossen sind, und nur die Ausgaben, die 

im Jahr abgeflossen sind, erfasst.  

Abgrenzungen werden nicht durchgeführt. 

Die Wertpapiere sind zu Anschaffungskosten angesetzt, Wertminderungen bzw. -auf-

holungen aufgrund von Kursschwankungen bleiben unberücksichtigt.  
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3 Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung  

Gegenstand unserer Prüfung war der Rechnungsabschluss – bestehend aus der Jah-

resrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 und 

der Vermögensübersicht zum 31. Dezember 2023 – (Anlagen I und II). Der vorlie-

gende Rechnungsabschluss wurde nach den Vorgaben des § 35 PflBG aufgestellt. 

Danach erfolgt eine Rechnungslegung der zuständigen Stelle über die als Aus-

gleichsfonds und im Rahmen des Umlageverfahrens verwalteten Mittel. Bei der Rech-

nungslegung ermittelte Überschüsse oder Defizite werden bei dem nach § 32 ermit-

telten Finanzierungsbedarf in dem auf die Rechnungslegung folgenden Erhebungs- 

und Abrechnungsjahr berücksichtigt. Die Prüfung erstreckte sich darauf, ob die für die 

Rechnungslegung anzuwendenden Rechnungslegungsgrundsätze beachtet worden 

sind. 

Die gesetzlichen Vertreter des Pflegeausbildungsfonds sind für die Aufstellung des 

Rechnungsabschlusses nach den maßgebenden Rechnungslegungsgrundsätzen so-

wie die uns gemachten Angaben verantwortlich. Unsere Aufgabe ist es, die von den 

gesetzlichen Vertretern vorgelegten Unterlagen und die gemachten Angaben im Rah-

men unserer Prüfung zu beurteilen. 

Die Prüfung haben wir im Juni 2024 in unseren Büroräumen in München durchgeführt.  

Alle von uns erbetenen Auskünfte, Aufklärungen und Nachweise sind uns von den 

gesetzlichen Vertretern und den zur Auskunft benannten Mitarbeitern bereitwillig er-

bracht worden. Ergänzend hierzu haben uns die gesetzlichen Vertreter in der berufs-

üblichen Vollständigkeitserklärung schriftlich bestätigt, dass in dem zu prüfenden 

Rechnungsabschluss alle nach den für den Rechnungsabschluss maßgebenden 

Rechnungslegungsgrundsätzen bilanzierungspflichtigen Vermögenswerte und sämt-

liche Einnahmen und Ausgaben enthalten, alle erforderlichen Angaben gemacht und 

uns alle bestehenden Haftungsverhältnisse bekannt gegeben worden sind. Vorgänge 

von besonderer Bedeutung nach dem Schluss des Geschäftsjahres haben sich nach 

dieser Erklärung nicht ergeben und sind uns bei unserer Prüfung nicht bekannt ge-

worden. 

 



 

14  824302-202303 

Wir haben unsere Prüfung des Rechnungsabschlusses unter Beachtung der vom 

Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-

schlussprüfung durchgeführt. Danach haben wir die Berufspflichten einzuhalten und 

die Prüfung des Rechnungsabschlusses so zu planen und durchzuführen, dass hin-

reichende Sicherheit darüber erlangt wird, ob der Rechnungsabschluss frei von we-

sentlichen falschen Angaben ist. 

Im Rahmen der Prüfung werden Nachweise für die Angaben in dem Rechnungsab-

schluss überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung eines 

Rechnungsabschlusses umfasst die Durchführung von Prüfungshandlungen, um Prü-

fungsnachweise für den Rechnungsabschluss enthaltenen Wertansätze und den da-

zugehörigen Angaben zu erlangen.  

Die von uns durchgeführte Prüfung hielt sich in dem für die Prüfung von Ausweis, 

Nachweis und Angemessenheit der Wertansätze der Abschlussposten gebotenen 

Rahmen.  

Die Auswahl der Prüfungshandlungen liegt im pflichtgemäßen Ermessen des Wirt-

schaftsprüfers. Dies schließt die Beurteilung der Risiken wesentlicher falscher Anga-

ben in dem Rechnungsabschluss ein.  

Bei der Beurteilung dieser Risiken berücksichtigt der Wirtschaftsprüfer das interne 

Kontrollsystem, das relevant ist für die Aufstellung dem Rechnungsabschluss. Ziel 

hierbei ist es, Prüfungshandlungen zu planen und durchzuführen, die unter den ge-

gebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht, ein Prüfungsurteil zur Wirksam-

keit des internen Kontrollsystems des Unternehmens abzugeben.  

Die Prüfung eines Rechnungsabschlusses umfasst auch die Beurteilung der ange-

wandten Rechnungslegungsmethoden, der Vertretbarkeit der von den gesetzlichen 

Vertretern ermittelten geschätzten Werte in der Rechnungslegung sowie die Beurtei-

lung der Gesamtdarstellung des Rechnungsabschlusses. 

Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend 

und angemessen sind um, als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen. 
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Die Erkenntnisse aus der Berücksichtigung der Prozesse und des internen Kontroll-

systems haben wir bei der Auswahl der analytischen Prüfungshandlungen und der 

Einzelfallprüfungen berücksichtigt. Den Umfang unserer Einzelfallprüfungen haben 

wir anhand des Stichprobenverfahrens der bewussten Auswahl bestimmt. Die Stich-

proben wurden so ausgewählt, dass sie der wirtschaftlichen Bedeutung der einzelnen 

Posten des Rechnungsabschluss tragen und es ermöglichen, die Einhaltung der 

maßgebenden Rechnungslegungsgrundsätze ausreichend zu prüfen. 

Bei der Auswahl von Art und Umfang der Prüfungshandlungen haben wir die Grund-

sätze der Wesentlichkeit und der Wirtschaftlichkeit beachtet. 

Im Rahmen der Nachweisprüfung wurden Engagementbestätigungen der Kreditinsti-

tute eingeholt.  

Auf die Einholung schriftlicher Auskünfte von Rechtsanwälten haben wir aufgrund des 

auftragsgemäß beschränkten Prüfungsumfangs verzichtet.  

In der Prüfungsplanung haben wir neben dem oben beschriebenen Prüfungsansatz 

den zeitlichen Prüfungsablauf und den Einsatz von Mitarbeitern festgelegt.  

Art, Umfang und Ergebnis der im Einzelnen durchgeführten Prüfungshandlungen sind 

in unseren Arbeitspapieren festgehalten. 
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4 Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung 

4.1 Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 

Das für die Aufstellung des Rechnungsabschlusses relevante interne Kontrollsystem 

ermöglicht nach unserer Beurteilung die vollständige, richtige, zeitgerechte und ge-

ordnete Erfassung der Geschäftsvorfälle und die Aufstellung eines Rechnungsab-

schlusses, die frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – fal-

schen Angaben ist. Die Prüfung ergab keine Einwendungen. Ein Prüfungsurteil zur 

Wirksamkeit des internen Kontrollsystems des Unternehmens ist jedoch nicht Gegen-

stand unserer Prüfung.  

Die maßgebenden Grundsätze ergeben sich aus § 35 des Pflegeberufegesetzes. Da-

nach erfolgt eine Rechnungslegung der zuständigen Stelle über die als Ausgleichs-

fonds und im Rahmen des Umlageverfahrens verwalteten Mittel. Bei der Rechnungs-

legung ermittelte Überschüsse oder Defizite werden bei dem nach § 32 PflBG ermit-

telten Finanzierungsbedarf in dem auf die Rechnungslegung folgenden Erhebungs- 

und Abrechnungsjahr berücksichtigt. 

Der Rechnungsabschluss entspricht damit nach unseren Feststellungen den maß-

geblichen Rechnungslegungsgrundsätzen im vorstehenden Sinne. 

4.2 Vertretbarkeit der Rechnungslegungsgrundsätze 

Nach unserer Beurteilung sind die angewandten Rechnungslegungsgrundsätze, die 

sich aus § 35 PflBG ergeben, vertretbar, da sie für diesen speziellen Zweck vorgese-

hen sind. Im Rahmen unserer Prüfung haben wir keine Anhaltspunkte festgestellt, die 

gegen die Vertretbarkeit sprechen. 

Der Pflegeausbildungsfonds Bayern erstellt aufgrund von § 35 PflBG einen Rech-

nungsabschluss in Form einer Einnahmen- und Ausgabenrechnung sowie einer Ver-

mögensübersicht. Die Einnahmen- und Ausgabenrechnung ist dabei als reine Ein-

zahlungs- und Auszahlungsrechnung ausgestaltet. 
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4.3 Gesamtaussage des Rechnungsabschlusses 

 Feststellungen zur Gesamtaussage des Rechnungsabschlusses 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

stellt der Rechnungsabschluss des Pflegeausbildungsfonds Bayern die Vermögens- 

und Finanzlage des Pflegeausbildungsfonds zum 31. Dezember 2023 sowie den 

Überschuss für das an diesem Stichtag endende Geschäftsjahr nach den Rech-

nungslegungsgrundsätzen gemäß § 35 PflBG in allen wesentlichen Belangen sach-

gerecht dar.  

Der jährliche Finanzierungsbedarf wird auf Basis der von den Einrichtungen zu Be-

ginn des Ausbildungsjahres gemeldeten vorläufigen Ausbildungszahlen berechnet. 

Nach Ablauf des Finanzierungsjahres erfolgt eine Anpassung des tatsächlichen Fi-

nanzierungsbedarfs an die tatsächlich gemeldeten Ausbildungsverhältnisse. Verwal-

tungskostenpauschalen und Liquiditätsreserve werden dementsprechend angepasst. 

Die Wertpapiere sind zu Anschaffungskosten angesetzt. Ab- oder Zuschreibungen 

auf den Kurswert erfolgen nicht. Zum Stichtag 31. Dezember sind stille Lasten in Höhe 

von 1.668 TEUR enthalten. 

Zinsen auf das Festgeld und Tagesgeld werden nicht abgegrenzt. 
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5 Wiedergabe des Prüfungsvermerks und Schlussbemerkung 

Aufgrund der von uns durchgeführten Prüfung und der uns gegebenen Aufklärungen 

und Nachweise haben wir den Rechnungsabschluss für das Geschäftsjahr 2023 des 

Pflegeausbildungsfonds Bayern, 

München, 

mit dem im Folgenden wiedergegebenen Prüfungsvermerk versehen: 

Prüfungsvermerk des Wirtschaftsprüfers 

An den Pflegeausbildungsfonds Bayern, München  

Wir haben den beigefügten Rechnungsabschluss des Pflegeausbildungsfonds Bay-

ern, München, – bestehend aus der Jahresrechnung vom 1. Januar bis zum                      

31. Dezember 2023 und der Vermögensübersicht zum 31. Dezember 2023 geprüft.  

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 

Die gesetzlichen Vertreter des Pflegeausbildungsfonds Bayern, München, sind ver-

antwortlich für die Aufstellung des Rechnungsabschlusses nach den Rechnungsle-

gungsgrundsätzen des § 35 PflBG. Die gesetzlichen Vertreter sind auch verantwort-

lich für die internen Kontrollen, die sie als notwendig erachten, um die Aufstellung 

eines Rechnungsabschlusses nach den Rechnungslegungsgrundsätzen des § 35 

PflBG zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsich-

tigten – falschen Angaben ist.  

Verantwortung des Wirtschaftsprüfers 

Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage unserer Prüfung ein Urteil zu diesem Rech-

nungsabschluss abzugeben. Wir haben unsere Prüfung des Rechnungsabschlusses 

unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 

Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach haben wir 

die Berufspflichten einzuhalten und die Prüfung des Rechnungsabschlusses so zu 

planen und durchzuführen, dass hinreichende Sicherheit darüber erlangt wird, ob der 

Rechnungsabschluss frei von wesentlichen falschen Angaben ist. 
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Die Prüfung eines Rechnungsabschlusses umfasst die Durchführung von Prüfungs-

handlungen, um Prüfungsnachweise für die in dem Rechnungsabschluss enthaltenen 

Wertansätze und den dazugehörigen Angaben zu erlangen. Die Auswahl der Prü-

fungshandlungen liegt im pflichtgemäßen Ermessen des Wirtschaftsprüfers. Dies 

schließt die Beurteilung der Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeabsich-

tigter – falscher Angaben in dem Rechnungsabschluss ein. Bei der Beurteilung dieser 

Risiken berücksichtigt der Wirtschaftsprüfer das interne Kontrollsystem, das relevant 

ist für die Aufstellung des Rechnungsabschlusses. Ziel hierbei ist es, Prüfungshand-

lungen zu planen und durchzuführen, die unter den gegebenen Umständen ange-

messen sind, jedoch nicht, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit des internen Kontroll-

systems des Unternehmens abzugeben. Die Prüfung eines Rechnungsabschlusses 

umfasst auch die Beurteilung der angewandten Rechnungslegungsmethoden, der 

Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern ermittelten geschätzten Werte in 

der Rechnungslegung sowie die Beurteilung der Gesamtdarstellung des Rechnungs-

abschlusses. 

Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend 

und angemessen sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen. 

Prüfungsurteil 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse ist 

der Rechnungsabschluss für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis zum 31. De-

zember 2023 in allen wesentlichen Belangen nach den Rechnungslegungsgrundsät-

zen gemäß § 35 PflBG aufgestellt.  
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Rechnungslegungsgrundsätze sowie Weitergabe- und Verwendungsbe-

schränkung 

Ohne unser Prüfungsurteil einzuschränken, weisen wir darauf hin, dass der Rech-

nungsabschluss gemäß § 35 PflBG aufzustellen ist. Der Rechnungsabschluss wurde 

zur Einhaltung der Rechnungslegungsverpflichtungen des Pflegeausbildungsfonds 

aufgestellt. Folglich ist der Rechnungsabschluss für einen anderen als den vorge-

nannten Zweck nicht geeignet. 

Unser Prüfungsvermerk ist ausschließlich an den Pflegeausbildungsfonds Bayern, 

München, und den Freistaat Bayern gerichtet und darf nicht ohne unsere Zustimmung 

an Dritte weitergegeben und auch nicht von Dritten verwendet werden. 

Hinweis zur Haftungsbeschränkung 

Diesen Prüfungsvermerk erteilen wir auf der Grundlage des uns erteilten Auftrags. 

Dieser begrenzt unsere Haftung nach Maßgabe der vereinbarten und diesem Prü-

fungsvermerk beigefügten Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüferin-

nen, Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften vom 1. Januar 2024.  

 

München, 21. Juni 2024 

 

 Solidaris Revisions-GmbH 
 Wirtschaftsprüfungsgesellschaft   
 Steuerberatungsgesellschaft 
 Zweigniederlassung München 
 
 
 
 
 gez. Peter Breitbeck gez. Barbara Sendlinger 
 Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüferin 
 Steuerberater Steuerberaterin 
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Den vorstehenden Bericht haben wir in sinngemäßer Übereinstimmung mit den 

Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Abschlussprüfungen (IDW PS 

450) erstellt. 

München, 21. Juni 2024 

 

 Solidaris Revisions-GmbH 
 Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
 Steuerberatungsgesellschaft 
 Zweigniederlassung München 
 
 
 
 
 
 Peter Breitbeck Barbara Sendlinger 
 Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüferin 
 Steuerberater Steuerberaterin 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

   



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Anlagen 
 
 
 



 

  



  Anlage I  

 
Pflegeausbildungsfonds Bayern, München  
 
Zuständige Stelle im Sinne des § 26 Abs. 6 S. 4 PflBG:  
Pflegeausbildungsfonds Bayern GmbH 
 
 

Jahresrechnung 
 

 
 

 
 
 
 
 

2023 2022

Einnahmen: EUR EUR

Einnahmen mit Auszahlungsverpflichtungen an Einrichtungen 29.203.040,35 24.973.525,78

Abschlagszahlungen von einzahlenden Einrichtungen 712.699.289,07 787.449.010,85

Summe der Einnahmen 741.902.329,42 812.422.536,63

Ausgaben:

Ausgaben mit Einzahlungsverpflichtungen von Einrichtungen 83.418.980,48 32.820.895,78

Zinserträge Giro- und Tagesgeldkonten 41.844,44 490.454,52

Verwaltungskostenpauschale 3.990.129,00 4.157.523,96

Auszahlungen an ausbildende Einrichtungen 616.066.913,22 515.905.162,49

Summe der Ausgaben 703.517.867,14 553.374.036,75

Ableitung des Gesamtvermögens zum 31. Dezember 2023

Einnahmen ./. Ausgaben 38.384.462,28 259.048.499,88

zuzüglich Vortrag Gesamtvermögen Vorjahr 380.573.554,77 121.525.054,89

Gesamtvermögen: 418.958.017,05 380.573.554,77





 

  Anlage II 

 
Pflegeausbildungsfonds Bayern, München  
 
Zuständige Stelle im Sinne des § 26 Abs. 6 S. 4 PflBG:  
Pflegeausbildungsfonds Bayern GmbH 
 
 
 

Vermögensübersicht 

 

 

 

2023 2022

EUR EUR

Girokonto 92.045.090,58 250.571.632,55

Wertpapiere 40.077.503,99 39.951.337,85

Festgeld 115.000.000,00 90.000.000,00

Tagesgeldkonten 171.835.422,48 0,00

Verrechnungskonto 0,00 50.584,37

Summe Vermögen 418.958.017,05 380.573.554,77



 

 

 



1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschafts-

prüferinnen, Wirtschaftsprüfern oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

(im Nachstehenden zusammenfassend „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und 

ihren Auftraggebern über Prüfungen, Steuerberatung, Beratungen in wirt-

schaftlichen Angelegenheiten und sonstige Aufträge, soweit nicht etwas 

anderes ausdrücklich in Textform vereinbart oder gesetzlich zwingend 

vorgeschrieben ist.

(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-

schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies vereinbart ist oder 

sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf 

solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten 

gegenüber. Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit 

dem Auftraggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten 

zu.

2. Umfang und Ausführung des Auftrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein 

bestimmter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsät-

zen ordnungsmäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer 

übernimmt im Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben 

der Geschäftsführung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder 

Umsetzung der Ergebnisse seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der 

Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sich zur Durchführung des Auftrags sach-

verständiger Personen zu bedienen.

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer bei 

betriebswirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen Vereinbarung in 

Textform.

(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschlie-

ßenden beru ichen Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verp ich-

tet, den Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folge-

rungen hinzuweisen.

3. Mitwirkungsp ichten des Auftraggebers

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer 

alle für die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weite-

ren Informationen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vor-

gängen und Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung 

des Auftrags von Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterla-

gen und weiteren Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst wäh-

rend der Tätigkeit des Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftragge-

ber wird dem Wirtschaftsprüfer geeignete Auskunftspersonen benennen.

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Voll-

ständigkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen 

sowie der gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirt-

schaftsprüfer formulierten Erklärung in gesetzlicher Schriftform oder einer 

sonstigen vom Wirtschaftsprüfer bestimmten Form zu bestätigen.

4. Sicherung der Unabhängigkeit

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit 

der Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer 

des Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder 

Übernahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene 

Rechnung zu übernehmen.

(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirt-

schaftsprüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netz-

werkunternehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf 

die die Unabhängigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung  nden

wie auf den Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beein-

trächtigen, ist der Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des 

Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte

Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des 

Auftrags in gesetzlicher Schriftform oder Textform darzustellen hat, ist al-

lein diese Darstellung maßgebend. Entwürfe solcher Darstellungen sind 

unverbindlich. Sofern nicht anders gesetzlich vorgesehen oder vertraglich 

vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des Wirtschafts-

prüfers nur dann verbindlich, wenn sie in Textform bestätigt werden. Er-

klärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten 

Auftrags sind stets unverbindlich.

6. Weitergabe einer beru ichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers

(1) Die Weitergabe beru icher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers

(Arbeitsergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Ent-

wurf oder in der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden 

des Wirtschaftsprüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der 

in Textform erteilten Zustimmung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der 

Auftraggeber ist zur Weitergabe oder Information aufgrund eines Geset-

zes oder einer behördlichen Anordnung verp ichtet.

(2) Die Verwendung beru icher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers und

die Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auf-

traggeber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig.

7. Mängelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfül-

lung durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. 

unberechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der 

Nacherfüllung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurück-

treten; ist der Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann 

der Auftraggeber wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktre-

ten, wenn die erbrachte Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, 

Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Inte- 

resse ist. Soweit darüber hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt 

Nr. 9.

(2) Ein Nacherfüllungsanspruch aus Abs. 1 muss vom Auftraggeber un-

verzüglich in Textform geltend gemacht werden. Nacherfüllungsansprü-

che nach Abs. 1, die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, ver-

jähren nach Ablauf eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn.

(3) O enbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und

formelle Mängel, die in einer beru ichen Äußerung (Bericht, Gutachten

und dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom 

Wirtschaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkei-

ten, die geeignet sind, in der beru ichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers

enthaltene Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äuße-

rung auch Dritten gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fäl-

len ist der Auftraggeber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören.

8. Schweigep icht gegenüber Dritten, Datenschutz

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 

HGB, § 43 WPO, § 203 StGB) verp ichtet, über Tatsachen und Umstän-

de, die ihm bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, 

Stillschweigen zu bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von 

dieser Schweigep icht entbindet.

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezo-

genen Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Da-

tenschutz beachten.

9. Haftung

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, 

insbesondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen 

Haftungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des 

§ 323 Abs. 2 HGB.

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung 

 ndet noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschränkung besteht, ist der

Anspruch des Auftraggebers aus dem zwischen ihm und dem Wirtschafts-

prüfer bestehenden Vertragsverhältnis auf Ersatz eines fahrlässig verur-

sachten Schadens, mit Ausnahme von Schäden aus der Verletzung von 

Leben, Körper und Gesundheit sowie von Schäden, die eine Ersatzp icht

des Herstellers nach § 1 ProdHaftG begründen, gemäß § 54a Abs. 1 

Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt. Gleiches gilt für Ansprüche, die Dritte 

aus oder im Zusammenhang mit dem Vertragsverhältnis gegenüber dem 

Wirtschaftsprüfer geltend machen.

Allgemeine Auftragsbedingungen

für

Wirtschaftsprüferinnen, Wirtschaftsprüfer und
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften

vom 1. Januar 2024
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(3) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer be-

stehenden Vertragsverhältnis Ansprüche aus einer fahrlässigen P ichtver-

letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag 

für die betre enden Ansprüche aller Anspruchsteller insgesamt.

(4) Der Höchstbetrag nach Abs. 2 bezieht sich auf einen einzelnen Scha-

densfall. Ein einzelner Schadensfall ist auch bezüglich eines aus mehreren 

P ichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens gegeben. Der ein-

zelne Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer P ichtverletzung ohne

Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren aufeinanderfol-

genden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder 

gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als einheitliche 

P ichtverletzung, wenn die betre enden Angelegenheiten miteinander in

rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In diesem Fall 

kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in Anspruch ge-

nommen werden.

(5) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs 

Monaten nach der in Textform erklärten Ablehnung der Ersatzleistung Klage 

erhoben wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies 

gilt nicht für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zu-

rückzuführen sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Kör-

per oderGesundheit sowie bei Schäden, die eineErsatzp icht desHerstellers

nach § 1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung gel-

tend zu machen, bleibt unberührt.

(6) § 323 HGB bleibt von den Regelungen in Abs. 2 bis 5 unberührt.

10. Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge

(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer 

geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder 

Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden.

Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist 

ein Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im 

Lagebericht oder an anderer für die Ö entlichkeit bestimmter Stelle nur mit

in gesetzlicher Schriftform erteilter Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und 

mit dem von ihm genehmigten Wortlaut zulässig.

(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der 

Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber 

den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des 

Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben.

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weite-

re Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

11. Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleistung in Steuersachen

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuer-

lichen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftrag-

geber genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und 

vollständig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er 

hat jedoch den Auftraggeber auf von ihm festgestellte wesentliche Unrichtig-

keiten hinzuweisen.

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen 

erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu 

ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftrag-

geber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen 

Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass 

dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung 

steht.

(3) Mangels einer anderweitigen Vereinbarung in Textform umfasst die lau-

fende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkeiten:

a) Ausarbeitung und elektronische Übermittlung der Jahressteuererklärun-

gen, einschließlich E-Bilanzen, für die Einkommensteuer, Körperschaft-

steuer und Gewerbesteuer, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber 

vorzulegenden Jahresabschlüsse und sonstiger für die Besteuerung 

erforderlichen Aufstellungen und Nachweise

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern

c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 

unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 

Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der 

unter a) genannten Steuern.

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die 

wesentliche verö entlichte Rechtsprechung und Verwaltungsau assung.

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein 

Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger Vereinbarungen in Text-

form die unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert 

zu honorieren.

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuer- 

beratervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwen-

den ist, kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in 

Textform vereinbart werden.

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Kör-

perschaftsteuer, Gewerbesteuer und Einheitsbewertung sowie aller Fragen 

der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben erfolgt auf 

Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf 

dem Gebiet der Erbschaftsteuer und Grunderwerbsteuer,

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der 

Finanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,

c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit 

Umwandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung, 

Eintritt und Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, 

Liquidation und dergleichen und

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-

p ichten.

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als 

zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung 

etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob 

alle in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen 

wahrgenommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung 

der Unterlagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht über-

nommen.

12. Elektronische Kommunikation

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber 

kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunika-

tion per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen 

stellt, wie etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den 

Wirtschaftsprüfer entsprechend in Textform informieren.

13. Vergütung

(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforde-

rung Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zu-

sätzlich berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und 

Auslagenersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vol-

len Befriedigung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber 

haften als Gesamtschuldner.

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen 

Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur 

mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig.

14. Streitschlichtungen

Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer 

Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbei-

legungsgesetzes teilzunehmen.

15. Anzuwendendes Recht

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden 

Ansprüche gilt nur deutsches Recht.
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